
DOKUMENT 142

Auszug aus: „Zur Anordnung des persönlichen Erschei­
nens der P arte ien“ 
von H ans Neum ann

Bei der A usw ertung der Jahresberich te der Gerichte des 
Bezirks K arl-M arx-Stadt t r a t  vor allem das K reisgericht 
A uerbach wegen seiner ungewöhnlich hohen Rückstände 
in  Zivilsachen in Erscheinung. Eine von der Justizver­
w altungsstelle daraufhin  sofort durchgeführte Revision 
deckte die Fehlerquellen fü r die zu lange B earbeitungs­
dauer der Zivilsachen auf. So w ar es z. B. ständige 
Praxis, bei V ertretung  der P arte ien  durch A nw älte fa s t 
ausnahm slos nu r m it den A nw älten zu verhandeln. H in­
gegen w urde von der gesetzlichen Möglichkeit, auch das 
persönliche Erscheinen der P arte ien  anzuordnen(§§ 141, 
272b ZPO), kaum  Gebrauch gem acht. Daß dies auch bei 
bester V ertretung  durch einen A nw alt zu Verzögerungen 
führen muß, liegt au f der H and; denn der A nw alt ist 
tro tz  g u te r Inform ationen n ich t über alle Einzelheiten 
des Sachverhalts in dem U m fang wie die P arte ien  selbst 
un terrich tet. W ir reg ten  deshalb an, das persönliche E r­
scheinen der P arte ien  häufiger anzuordnen.........
Das aber h a t nun den „Unwillen“ des R echtsanw alts 
M a r q u a r d t  hervorgerufen, dessen an  den V orstand 
des Kollegiums der Rechtsanw älte K arl-M arx-Stadt ge­
richtetes Schreiben es verdient, h ie r auszugsweise wie­
dergegeben zu werden:

„In den le tzten  Tagen habe ich wiederholt feststellen 
müssen, daß K lienten in allgem einen Zivilsachen 
persönlich geladen w urden und ih r persönliches E r­
scheinen selbst zum  ersten  Term in (Sühneterm in) 
angeordnet worden ist, obwohl von vornherein k la r 
und bekannt w ar, daß diese anw altlich vertreten  
w aren. Da ich weder die Zw eckm äßigkeit einer sol­
chen H andhabung noch die Übereinstim m ung der­
selben m it den verfahrensrechtlichen G rundsätzen 
feststellen konnte, habe ich mich diesbezüglich beim 
K reisgericht erkundigt. M ir wurde erk lärt, daß un­
längst eine Revision seitens der Bezirksjustizverw al­
tung  h ier gewesen sei und angeordnet habe, daß auch 
in allgem einen Zivilsachen selbst bei V ertretung  
durch einen A nw alt im  allgem einen das persönliche 
Erscheinen der M andanten seitens des G erichts an­
zuordnen sei . . . .
Alle Anwälte, m it denen ich bisher an unserem  Ge­
rich t über diese M aßnahme gesprochen habe, ließen 
erkennen, daß sie sich m it einer solchen H andhabung 
niemals einverstanden erklären  werden, daß sie m it 
dem Prozeßrech t unvereinbar w äre und daß sie dar­
über hinaus in einem solchen Vorgehen eine D iskri­
m inierung des A nw altsstandes sehen würden. Man 
will sich allgem ein dieserhalb beschweren.

Ich stelle dazu fest, daß nach der ZPO E inlassungs­
fris ten  bestehen und daß die m ir gegebene B egrün­
dung fü r  die zu verzeichnende M aßnahm e auf eine 
A usschaltung dieser E inlassungsfristen und dam it 
w esentlicher prozeßrechtlicher Bestim m ungen geht 
— ein U m stand, der m it den verfahrensrechtlichen 
Bestim m ungen demzufolge unvereinbar i s t . .

Bedauerlicherweise h a t es der V orstand des Kollegiums 
der R echtsanw älte im  Bezirk K arl-M arx-Stadt bisher 
versäum t, einer solchen A uffassung entgegenzutreten, 
obwohl es seine Aufgabe gewesen wäre, selbst einen der 
progressiven Entw icklung unserer Gesetzlichkeit en t­
sprechenden S tandpunkt zu beziehen und Rechtsanw alt 
M arquardt, der Mitglied des Kollegiums der R echts­
anw älte ist, auf die Fehlerhaftigkeit seiner A rgum ente 
hinzuweisen. S ta tt  dessen wurde das Schreiben ohne 
K om m entar an den Leiter der Justizverw altungsstelle 
m it der B itte um Stellungnahm e gesandt. W ir sehen uns 
deshalb veranlaßt, dem R echtsanw alt M arquardt, aber 
auch dem V orstand des Kollegiums der R echtsanw älte 
in  K arl-M arx-Stadt, in öffentlicher F orm  zu antworten.

W as in dem Schreiben des R echtsanw alts M arquardt 
zum  Ausdruck kommt, is t nichts anderes als ein F es t­
halten  an alten, überlebten Traditionen, is t eine U nter­
schätzung des Zivilprozesses und eine U ntergrabung  der 
erzieherischen Funktion des Gerichts, dessen T ätigkeit 
n icht m it der Z ivilgerichtsbarkeit un ter kapitalistischen 
V erhältnissen verglichen w erden kann, wo das Gericht 
in die Rolle eines neu tra len  Schiedsrichters gedrängt 
wurde und sich m it der form ellen W ahrheit begnügen 
m ußte, um nicht das w ahre Gesicht der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung aufdecken zu brauchen.
Leider ist aber die von R echtsanw alt M arquardt in die­
sem Schreiben bezogene Stellungnahm e keine einmalige 
Entgleisung. W ie uns bekannt wurde, äußerte  er auch 
A ngestellten des Gerichts in  Auerbach gegenüber, daß 
er, falls das Gericht w eiterhin in  der Regel das persön­
liche Erscheinen der P arte ien  anordne, dafür sorgen 
würde, daß die P arte ien  im  Term in „weder m ucks noch 
m au“, d. h. überhaupt nichts sagen werden. H ier aber 
w urde nun aus einem M einungsstreit eine —  m an kann 
ein solches A uftre ten  eines A nw alts n icht anders be­
zeichnen — bew ußte Provokation. E in Rechtsanw alt, der 
dazu berufen ist, das G ericht in seiner T ätigkeit zu un te r­
stü tzen und auch entsprechend au f seine Klienten einzu­
wirken, verschließt sich hartnäck ig  dem Neuen in der 
D urchführung von Zivilverfahren und arbe ite t ihm be­
w ußt entgegen. E ine solche E instellung is t eines R echts­
anw alts unwürdig.
Es bleibt abzuw arten, welche Stellung das Kollegium 
der Rechtsanw älte in  K arl-M arx-Stadt einnehmen wird.
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